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jung war (ich war damals 34 Jahre alt), denn er fragte mich 
etwas streng, ob ich denn überhaupt schon im Staats­
dienst tätig gewesen sei. Als ich antwortete, ich hätte mehr 
als sechs Jahre im Justizministerium der UdSSR gearbeitet 
und dort drei Jahre lang eine Abteilung geleitet, war er offen­
sichtlich zufrieden. Er unterhielt sich dann mit mir sehr 
eingehend und sachkundig über damals aktuelle Fragen der 
Gesetzgebung und der Rechtsanwendung. (Daß Eugen Schiffer 
bei den leitenden Genossen der Sowjetregierung und der 
SMAD hohes Ansehen genoß, bemerkte ich beispielsweise bei 
einem Empfang zu Ehren des damaligen Außenministers der 
UdSSR, A. J. Wyschinski. Dieser begrüßte Schiffer wie einen 
guten alten Bekannten und führte mit ihm ein längeres Ge­
spräch. Zu mir sagte Wyschinski, es sei politisch sehr wichtig, 
mit solchen bürgerlichen Demokraten wie Schiffer eng zu­
sammenzuarbeiten und ihre Meinung einzuholen.)

In meiner täglichen Arbeit hatte ich einen guten per­
sönlichen Kontakt vor allem mit Ernst Melsheimer, damals 
Vizepräsident der Deutschen Justizverwaltung und später 
Generalstaatsanwalt der DDR, sowie mit Hilde Benjamin, 
damals Hauptabteilungsleiter in der Deuschen Justizverwal­
tung und später Vizepräsident des Obersten Gerichts der 
DDR. Mit ihnen beiden — Genossen mit hohem politischem 
Verantwortungsbewußtsein für die Entwicklung der Justiz­
organe und besonders für die Auswahl der Kader — verband 
mich ein freundschaftliches Zusammenwirken.

Als die historische Notwendigkeit herangereift war, die 
revolutionäre Umwälzung im Osten Deutschlands konsequent 
weiterzuführen und — zugleich als Antwort auf die Spaltung 
Deutschlands durch den Imperialismus — den ersten Arbei­
ter-und-Bauern-Staat auf deutschem Boden, die Deutsche 
Demokratische Republik, zu errichten, übergab der Chef der 
SMAD, Armeegeneral W. I. Tschuikow, im Aufträge der Re­
gierung der UdSSR am 10. Oktober 1949 die bisher von der 
SMAD ausgeübten Verwaltungsfunktionen den staatlichen 
Organen der DDR. An die Stelle der SMAD trat eine Sowje­
tische Kontrollkommission (SKK), der die Aufgabe zufiel, die 
weitere Verwirklichung des Potsdamer Abkommens und an­
derer Viermächtebeschlüsse in bezug auf Deutschland zu 
überwachen und zu kontrollieren. Die Beziehungen zwischen 
der SKK und den neuen zentralen Staatsorganen der DDR 
sollten — wie der Vorsitzende der SKK erklärte — „von je­
nem Geiste des gegenseitigen Vertrauens durchdrungen sein, 
der zur weiteren Entwicklung und Festigung freundschaft­
licher Beziehungen und zur Zusammenarbeit zwischen un­
seren Völkern führen wird“. Folgerichtig beschloß die UdSSR 
am 15. Oktober 1949 als erster Staat der Welt, mit der DDR 
diplomatische Beziehungen aufzunehmen.

Der Apparat der SKK wurde im Verhältnis zu dem der 
SMAD erheblich verkleinert. Einige Abteilungen der frühe­
ren SMAD wurden vereinigt, so z. B. die Rechtsabteilung mit 
der Abteilung Innere Angelegenheiten und anderen Struk­
tureinheiten. Sie wurden zur Abteilung Administrative Or­
gane zusammengefaßt und einem Stellvertreter des Vorsit­
zenden der SKK unterstellt. Anstelle der Rechtsabteilungen 
bei den sowjetischen Militärverwaltungen der Länder war 
jeweils nur noch ein Mitarbeiter für Justizfragen zustän­
dig.

Die Zusammenarbeit zwischen den Justizorganen der DDR 
und den Juristen der SKK erreichte eine qualitativ neue 
Stufe. Entsprechend dem Prinzip des proletarischen Interna­
tionalismus wurde der Erfahrungsaustausch bei der weiteren 
Entwicklung der Justizorgane der DDR verstärkt. Anfang 
Dezember 1949 fand ein erstes großes Zusammentreffen von 
rund 500 Juristen aus der DDR und einer Juristendelegation 
aus der UdSSR statt, an dem auch demokratische Juristen 
aus der BRD teilnahmen. Auf dieser Tagung, über die seiner­
zeit auch in der „Neuen Justiz“ berichtet wurde (NJ 1949, 
Heft 12, S. 314 ff.), referierte der Minister der Justiz der DDR, 
Max Fechner, über aktuelle Probleme der Entwicklung der 
Rechtsordnung und der Justiz der DDR. Mir selbst wurde 
die Ehre zuteil, einen Vortrag über die Verfassung der UdSSR 
von 1936 und ihre Bedeutung für die Aufgaben der Staats­
anwaltschaft und der Gerichte zu halten. In einer Entschlie­
ßung unterstrichen die deutschen Juristen die Bedeutung des 
Studiums der Erkenntnisse der sowjetischen Staats- und 
Rechtswissenschaft sowie des Nutzbarmachens der prakti­
schen Erfahrungen der Justizorgane der UdSSR.

In den folgenden Monaten und Jahren fanden noch viele 
gemeinsame Beratungen zwischen Justizfunktionären der 
DDR und den Juristen der SKK statt. Außer mit den bereits 
genannten Genossen arbeitete ich auch eng mit dem dama­
ligen Präsidenten des Obersten Gerichts, Kurt Schumann, und 
dem damaligen Staatssekretär im Justizministerium, Hein­
rich Toeplitz, sowie mit vielen anderen Juristen zusammen,

die heute in der DDR verantwortungsvolle Funktionen im 
Partei- und im Staatsapparat innehaben, wie z. B. der Gene­
ralstaatsanwalt der DDR, Josef Streit. In unseren Beziehun­
gen entwickelte sich ein gegenseitiges Geben und Nehmen von 
theoretischen Erkenntnissen und praktischen Erfahrungen. 
Wir Juristen der SKK betrachteten es als eine große Aner­
kennung unseres Wirkens, daß der damalige Leiter der Ab­
teilung Staatliche Verwaltung beim Zentralkomitee der SED, 
Anton Plenikowski, in einer Parteiaktivtagung im Januar 
1952, die sich mit den Aufgaben der Parteiorganisationen in 
der Justiz beschäftigte, die Bedeutung der Hinweise und An­
regungen unserer Genossen unterstrich. Es ist mir deshalb ein 
Bedürfnis, den Genossen G. P. Schischow, A. A. Jakupow, A. A. 
Korobow, J. M. Glaschkin, M. I. Basmanow, E. N. Rudakow 
und anderen, die mir in jenen Jahren zur Seite standen, herz­
lich zu danken.

Die Arbeit in der Rechtsabteilung der SMAD und später 
in der SKK war nicht einfach; nicht alles lief glatt. Wir 
mußten in unserer Funktion besondere Umsicht walten las­
sen, die Entwicklung der neuen, antifaschistisch-demokra­
tischen Justizorgane aufmerksam verfolgen und den deut­
schen Juristen feinfühlig, aber zielgerichtet Empfehlungen 
für ihre Tätigkeit zum Schutze der neuen Staats- und Rechts­
ordnung geben.

In der ersten Hälfte der 50er Jahre nahm dann die Zu­
sammenarbeit zwischen Juristen aus der DDR und der UdSSR 
größeren Umfang an. Studiendelegationen — die erste reiste 
1952 unter Leitung von Hilde Benjamin in die Sowjetunion 
— informierten sich an Ort und Stelle, Studenten aus der 
DDR nahmen das Studium der Rechtswissenschaft in Mos­
kau und Leningrad auf, Gastprofessoren aus der UdSSR lehr­
ten an Universitäten der DDR, juristische Publikationen aus 
der UdSSR wurden in deutscher Übersetzung herausgegeben.

In jener Zeit — nach mehr als vier Jahren Tätigkeit bei 
der SMAD und bei der SKK — kehrte ich in meine Heimat 
zurück. Durch Beschluß des Ministerrates der UdSSR vom 
29. Mai 1953 wurde die SKK aufgelöst und das Amt eines 
Hohen Kommissars der UdSSR in Deutschland geschaffen: 
diese Funktion wurde Botschafter W. S. Semjonow übertra­
gen. (Das Amt des Hohen Kommissars wurde durch Be­
schluß des Ministerrates der UdSSR vom 10. September 1955 
abgeschafft. Der Freundschaftsvertrag zwischen der DDR und 
der UdSSR vom 20. September 1955 begründete zwischen 
beiden Staaten Beziehungen der völligen Gleichberechtigung, 
der gegenseitigen Achtung der Souveränität sowie der kame­
radschaftlichen Zusammenarbeit und Unterstützung.)

Noch heute — mehr als 30 Jahre nach Beendigung meiner 
Tätigkeit in der DDR — verfolge ich mit Aufmerksamkeit 
und Interesse die Entwicklung in der DDR und besonders die 
Tätigkeit der Justizorgane. Ich freue mich aufrichtig über 
die großen Erfolge dieses sozialistischen Bruderlandes. Des­
halb beglückwünsche in von ganzem Herzen alle Genossen 
Juristen in der DDR zum 40. Jahrestag des Sieges über den 
Hitlerfaschismus und der Befreiung des deutschen Volkes.
(Originalbeitrag für „Neue Justiz“, redaktionell gekürzt und 
bearbeitet)
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Das von der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR heraus­
gegebene Nachschlagewerk stellt die gesellschaftlichen Organisationen der 
DDR — Massenorganisationen, Verbände, Vereinigungen, Gesellschaften, Ge­
nossenschaften, Komitees, Ligen — in alphabetischer Reihenfolge vor. Darunter 
befinden sich aus dem juristischen Bereich: das DDR-Komitee für Menschen­
rechte, die Gesellschaft für Seerecht der DDR, die Gesellschaft für Völkerrecht 
in der DDR, die Kollegien der Rechtsanwälte, die Liga für die Vereinten Na­
tionen in der DDR, die Vereinigung der Juristen der DDR und die Vereinigung 
für gewerblichen Rechtsschutz der DDR.

Die Stichwörter geben insbesondere Aufschluß über den Charakter der 
Organisationen, ihre historische Entwicklung, ihre Ziele und Aufgaben, den 
Organisationsaufbau sowie über die Zusammenarbeit mit staatlichen Organen 
und anderen (auch internationalen) Organisationen. Darüber hinaus werden 
Grundbegriffe erläutert, wie z. B. „gesellschaftliche Organisationen", „Massen­
organisationen", „Rechtsstellung", „Mitgliedschaft", „Musterstatuten“, „Ge­
setzesinitiative". In einer knappen Einführung wird der Platz der gesellschaft­
lichen Organisationen im politischen System der sozialistischen Gesellschaft 
der DDR behandelt: ihre Roiie als aktiver Mitgestalter der revolutionären 
Umwälzung, ihr Zusammenwirken mit den anderen Elementen des politischen 
Systems (insbes. mit dem Staat), ihre Entwicklungstendenzen. Der Anhang 
„Statistische Materialien und Fakten" informiert über Mitgliederentwicklung, 
Aufbau, Struktur und Tätigkeit gesellschaftlicher Organisationen.


